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Textgegenüberstellung zur Regierungsvorlage der 

Oö. Chancengleichheitsgesetz-Novelle 2014 

 

 

Landesgesetz betreffend die Chancengleichheit von Menschen mit 

Beeinträchtigungen (Oö. ChG) 

 

 

 

1. TEIL 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

§ 4 

Persönliche Voraussetzungen 

(1) Leistungen nach diesem Landesgesetz können nur an Menschen mit 

Beeinträchtigungen erbracht werden, die 

 1a. Unionsbürgerinnen oder Unionsbürger sind sowie an deren Familienangehörige, 

oder 

 b. Staatsangehörige eines Staates sind, dessen Angehörigen Österreich auf Grund 

von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte zu 

gewähren hat wie Staatsangehörigen Österreichs, oder 

 c. über einen Daueraufenthaltstitel "Daueraufenthalt-EG" (§ 45 Niederlassungs- und 

Aufenthaltsgesetz - NAG) oder "Daueraufenthalt-Familienangehörige" verfügen, 

oder 

 d. Asylberechtigte oder subsidiär Schutzberechtigte sind, 

 1. a) Unionsbürgerinnen oder Unionsbürger sind sowie an deren Familienangehörige, 

oder 

 b) Staatsangehörige eines Staates sind, dessen Angehörigen Österreich auf Grund 

von Staatsverträgen im Rahmen der europäischen Integration dieselben Rechte zu 

gewähren hat wie Staatsangehörigen Österreichs, oder 

 c) über einen Daueraufenthaltstitel „Daueraufenthalt - EG“ (§ 45 Niederlassungs- und 

Aufenthaltsgesetz - NAG) verfügen, 

 2. vorbehaltlich des Abs. 5 ihren Hauptwohnsitz in Oberösterreich haben oder sich 

dauernd in Oberösterreich aufhalten und 

 3. nicht auf Grund anderer Rechtsvorschriften - ausgenommen nach dem Oö. 

Sozialhilfegesetz 1998 und dem Oö. BMSG - Leistungen erhalten oder einen 

Anspruch auf Leistungen geltend machen können, die mit den im § 3 Abs. 1 

genannten Leistungen vergleichbar sind, wobei es unerheblich ist, ob auf diese 

Leistungen ein Rechtsanspruch besteht oder ob deren Gewährung im Ermessen der 

für die Vollziehung der genannten Rechtsvorschriften zuständigen Behörden liegt.; 

 4. Menschen mit Beeinträchtigungen, die aus Anlass einer mit ihrer Gewöhnung an 

Suchtmittel im Zusammenhang stehenden Verurteilung durch ein ordentliches Gericht 

einer Entwöhnungsbehandlung, einer psychotherapeutischen oder einer 

medizinischen Behandlung (§ 51 Abs. 1 und 3 StGB) oder gesundheitsbezogener 
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Maßnahmen gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 bis 4 SMG in den Fällen der §§ 35 bis 37 und 39 

SMG oder des § 173 Abs. 5 Z 9 StPO zu unterziehen haben, haben keinen 

Rechtsanspruch auf eine Leistung im Sinn des § 8 Abs. 1. 

(Anm: LGBl.Nr. 18/2013) 

(2) Eine vorübergehende Abwesenheit bis zu insgesamt zwei Monaten während eines 

Kalenderjahrs gilt nicht als Unterbrechung des dauernden Aufenthalts nach Abs. 1 Z 2. 

(3) Bei einer Verlegung des Hauptwohnsitzes oder des dauernden Aufenthalts eines 

Menschen mit Beeinträchtigungen in ein anderes Land werden Leistungen nach diesem 

Landesgesetz nach Maßgabe bestehender staatsrechtlicher Vereinbarungen oder Verträge 

unter der Voraussetzung erbracht, dass diese Verlegung durch Maßnahmen zur Erreichung 

des Ziels dieses Landesgesetzes bedingt ist. 

(4) Verlegt ein Mensch mit Beeinträchtigungen, dem die Maßnahme der geschützten 

Arbeit nach § 11 Abs. 2 Z 2 gewährt wird, seinen Hauptwohnsitz oder dauernden Aufenthalt 

in ein anderes Land, wird diese Maßnahme nur dann für weitere höchstens sechs Monate 

geleistet, wenn danach das andere Land gleichartige Leistungen erbringt. 

(5) Verlegt ein Mensch mit Beeinträchtigungen seinen Hauptwohnsitz oder seinen 

dauernden Aufenthalt zur Inanspruchnahme von Leistungen nach diesem Landesgesetz 

nach Oberösterreich, besteht kein Rechtsanspruch auf die Gewährung dieser Leistungen, 

soweit nicht mit dem entsprechenden Herkunftsland in staatsrechtlichen Vereinbarungen 

oder Verträgen anderes vereinbart ist. 

(6) Die Voraussetzungen nach Abs. 1 können nachgesehen werden, wenn die 

Gewährung einer Leistung nach diesem Landesgesetz im Interesse des Menschen mit 

Beeinträchtigungen und zur Vermeidung sozialer Härten erforderlich ist. Eine soziale Härte 

liegt insbesondere vor, wenn ohne Gewährung einer Leistung nach diesem Landesgesetz 

die wirtschaftliche Existenz des Menschen mit Beeinträchtigungen oder der ihm gegenüber 

Unterhaltspflichtigen gefährdet wäre. 

§ 7 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinn dieses Landesgesetzes bedeutet: 

 1. Arbeitsassistenz: eine Maßnahme, die die Hilfestellung bei der Suche nach einem 

Arbeitsplatz, die Einschulung, die Beratung und die Hilfestellung bei auftretenden 

Schwierigkeiten am Arbeitsplatz sowie die Beratung von Arbeitgeberinnen und 

Arbeitgebern und von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern umfasst, mit dem Ziel der 

Integration auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt; 

 2. Arbeitsbegleitung: eine Maßnahme der unbefristeten Begleitung und Betreuung auf 

dem Arbeitsplatz; 

 3. Begleithund: ein speziell ausgebildeter Hund, auf dessen Hilfe ein Mensch mit 

Beeinträchtigungen zur Kompensierung seiner Beeinträchtigungen oder zu 

therapeutischen Zwecken angewiesen ist; 

 4. Behinderung: die aus einer Beeinträchtigung resultierende Einschränkung eines 

Menschen mit Beeinträchtigungen im lebenswichtigen Umfeld; 

 5. Berufliche Qualifizierung: eine Maßnahme, bei der die berufliche Orientierung des 

Menschen mit Beeinträchtigungen festgestellt wird, und die durch individuelle 
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Förderung, Aus- und Weiterbildung des Menschen mit Beeinträchtigungen in Form 

von Berufsfindung, Berufsausbildung durch Lehre, Teilqualifizierungslehre, Um- oder 

Nachschulung und Erprobung auf dem Arbeitsplatz der nachhaltigen beruflichen und 

sozialen Integration dient; 

 6. Berufsfindung: eine Maßnahme nach Beendigung der allgemeinen Schulpflicht, die 

der Erprobung und der Feststellung von praktischen Fertigkeiten und der 

Berufsorientierung dient; 

 7. Einrichtung: Erbringer von Leistungen nach diesem Landesgesetz mit einer 

Organisationsstruktur, unabhängig vom Bestand einer baulichen Anlage; 

 8. Erprobung auf einem Arbeitsplatz: eine Maßnahme zur Feststellung der Eignung oder 

der Fähigkeit des Menschen mit Beeinträchtigungen für einen konkreten Arbeitsplatz, 

beispielsweise in Form eines Praktikums; 

 9. Fähigkeitsorientierte Aktivität: eine Maßnahme, die die Teilnahme und die Mitwirkung 

an einem Arbeitsprozess sowie am Leben in der Gemeinschaft bietet, und die eine 

organisierte Tagesstruktur mit vielfältigen, adäquaten und sinnvollen Tätigkeitsfeldern 

schafft; 

 10. Frühförderung: eine ganzheitliche Förderung von Kindern bis zum Schuleintritt, die 

insbesondere durch mobile therapeutische, pädagogisch-psychologische oder 

vergleichbare Dienste erbracht werden kann; 

 10a. Familienbegleitung: Familienbegleitung soll Familien mit erhöhtem 

Unterstützungsbedarf helfen, Bedürfnisse der einzelnen Familienmitglieder zu 

erfassen und darauf einzugehen; Ziel ist es, die Familien in schwierigen Situationen 

zu betreuen und zu begleiten. Diese Leistung wird nur im Rahmen der Frühförderung 

gewährt. 

 11. Ganzheitliche Förderung: eine Unterstützung, die sich nicht auf die 

Beeinträchtigungen des Menschen beschränkt, sondern das soziale Umfeld in die 

Förderung einbezieht; 

 12. Geschützter Arbeitsplatz: ein Arbeitsplatz, der auf Grund der Art der jeweiligen 

Beeinträchtigungen des Menschen mit spezifischen Arbeitsgeräten ausgestattet ist 

oder für den spezifische Arbeitsbedingungen geschaffen sind; 

 13. Geschützte Werkstätte: eine Einrichtung, die Menschen mit Beeinträchtigungen die 

Möglichkeit bietet, eine Erwerbsarbeit im Rahmen eines geschützten Arbeitsplatzes 

auszuüben; 

 14. Hilfsmittel: Behelfe, die Behinderungen vermindern oder beseitigen; hiefür kommen 

insbesondere Körperersatzstücke, orthopädische und elektronische Behelfe, 

Heilbehelfe, Mobilitäts- und Kommunikationshilfen in Betracht; 

 15. Kurzzeitwohnen: vorübergehende Wohnmöglichkeiten, insbesondere zur 

Unterstützung des unmittelbaren familiären und sozialen Umfelds des Menschen mit 

Beeinträchtigungen; 

 16. Lebensgefährten: Personen, die in einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft oder 

eingetragenen Partnerschaft leben; dazu gehört im Allgemeinen die Geschlechts-, 

Wohnungs- und Wirtschaftsgemeinschaft; 
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 17. Peer-Beraterinnen und Beraterpeers: Menschen mit Beeinträchtigungen, die andere 

Menschen mit nach Möglichkeit gleichen oder ähnlichen Beeinträchtigungen beraten 

und informieren, wenn diese nach ihrer Persönlichkeit dazu geeignet und 

entsprechend geschult sind; 

 18. Schulassistenz: eine Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit 

Beeinträchtigungen im Schulalltag, vor allem in lebenspraktischen Bereichen (z. B. 

Toilettengang, An- und Ausziehen, Essen), und bei der Bewältigung der schulischen 

Anforderungen; 

 19. Teilqualifizierungslehre: eine zeitlich begrenzte Maßnahme, die befähigten Menschen 

mit Beeinträchtigungen den systematischen Ausbildungsweg öffnet, um in 

Berufsfeldern qualifizierte Arbeit leisten zu können; 

 20. Träger der Einrichtungen: das Land, die regionalen Träger sozialer Hilfe nach dem 

Oö. SHG 1998, die Träger der freien Wohlfahrt; 

 21. Träger anderer einschlägiger Leistungserbringer: die Träger, die nicht unter Z 20 

fallen, insbesondere das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen, das 

Arbeitsmarktservice und Sozialversicherungsträger; 

 22. Trainingsmaßnahmen: Maßnahmen zur Unterstützung der Selbständigkeit des 

Menschen mit Beeinträchtigungen, insbesondere im Bereich der Mobilität, der 

Kommunikation und der lebenspraktischen Fertigkeiten, wie beispielsweise 

Mobilitätstraining für Blinde; 

 23. Übergangswohnen: zeitlich befristete, betreute bzw. begleitete Wohnmöglichkeiten für 

Personen mit psychosozialem Betreuungsbedarf - vor allem nach einem stationären 

Krankenhausaufenthalt - mit dem Angebot von Hilfeleistungen beim Erarbeiten neuer 

Zukunftsperspektiven, die als Überbrückung zu anderen Betreuungs- und 

Wohnformen dienen; 

 24. Wohngemeinschaft: ein Wohnangebot mit einem Teilzeitbetreuungsangebot für 

Menschen mit Beeinträchtigungen in einer gemeinschaftlich genutzten Wohnung; 

 25. Wohnheim: ein Wohnangebot mit einem Vollzeitbetreuungsangebot, einschließlich 

Verpflegung.; 

 26. Persönliche Zukunftsplanung: Menschen mit Beeinträchtigungen sollen mit Hilfe 

verschiedenster Methoden und Moderationsverfahren in einem Gruppensetting 

(Unterstützungskreis) nachdenken, wie sie ihr Leben gestalten möchten; die 

Grundlage von Persönlicher Zukunftsplanung ist das personenzentrierte Denken. 

(Anm: LGBl. Nr. 81/2009, 54/2012) 

2. TEIL 

LEISTUNGEN 

1. HAUPTSTÜCK 

ARTEN DER LEISTUNGEN 

1. ABSCHNITT 

HAUPTLEISTUNGEN 

§ 8 

Arten der Hauptleistungen 

(1) Als Hauptleistungen kommen in Betracht: 



  Seite 5 

 1. Heilbehandlung (§ 9); 

 2. Frühförderung und Schulassistenz (§ 10); 

 3. Arbeit und fähigkeitsorientierte Aktivität (§ 11); 

 4. Wohnen (§ 12); 

 5. Persönliche Assistenz (§ 13); 

 6. mobile Betreuung und Hilfe (§ 14). 

(2) Auf die Hauptleistungen nach Abs. 1 besteht nach Maßgabe der von Einrichtungen, 

mit denen eine Vereinbarung nach § 26 Abs. 3 besteht, angebotenen und tatsächlich 

verfügbaren Ressourcen ein Rechtsanspruch. Dies gilt auch für Hauptleistungen, die in Form 

von Geldleistungen zuerkannt werden. Auf eine bestimmte Maßnahme im Rahmen einer 

Leistung nach Abs. 1 besteht jedoch kein Rechtsanspruch. 

§ 9 

Heilbehandlung 

(1) Heilbehandlung ist zu leisten, soweit dadurch eine Beeinträchtigung beseitigt oder 

verringert oder deren Verschlechterung verhindert werden kann. 

(2) Als Maßnahmen der Heilbehandlung nach Abs. 1 kommen Therapien, ärztliche Hilfe, 

die damit in Zusammenhang stehende Versorgung mit Heilmitteln sowie ambulante und 

stationäre Betreuung als selbständige, begleitende oder nachfolgende 

Behandlungsmaßnahme in Kranken-, Kur- und sonstigen Heilanstalten in Betracht. Soweit 

eine Einbeziehung von Menschen mit Beeinträchtigungen in die gesetzliche 

Krankenversicherung nicht möglich ist, sind die Kosten für alle erforderlichen Leistungen, wie 

sie Versicherte der Oö. Gebietskrankenkasse für Sachleistungen und Begünstigungen bei 

Krankheit (einschließlich Zahnbehandlung und Zahnersatz), Schwangerschaft und 

Entbindung beanspruchen können, zu übernehmen. Erforderlichenfalls sind auch 

Selbstbehalte, Kostenanteile oder Zuzahlungen, die im Rahmen einer gesetzlichen 

Krankenversicherung zu tragen sind, zu übernehmen. 

(3) Die Kosten der ärztlichen Hilfe, der damit in Zusammenhang stehenden Versorgung 

mit Heilmitteln sowie der ambulanten oder stationären Betreuung gemäß Abs. 2 werden 

erstattet, sofern diese Maßnahme so dringend geleistet werden musste, dass die Behörde 

nicht rechtzeitig benachrichtigt werden konnte und die gemäß § 21 Abs. 3a 

antragsberechtigte Person oder Einrichtung trotz angemessener Rechtsverfolgung die 

aufgewendeten Kosten nach keiner anderen gesetzlichen Grundlage erhält. Die Kosten 

werden nur bis zu jenem Betrag erstattet, der angefallen wäre, wenn diese Maßnahme nach 

diesem Landesgesetz gewährt worden wäre. (Anm: LGBl. Nr. 81/2009) 

(4) Der Umfang der Ansprüche nach Abs. 1 und 2, insbesondere das Höchstausmaß der 

Heilbehandlung und die zeitliche Befristung deren Inanspruchnahme, können durch 

Verordnung der Landesregierung festgelegt werden. Dabei ist auf die jeweilige Art der 

Heilbehandlung Bedacht zu nehmen. (Anm: LGBl. Nr. 81/2009) 

§ 13 

Persönliche Assistenz 

(1) Persönliche Assistenz ist zu leisten, um Menschen mit Beeinträchtigungen je nach 

Eigenart der Beeinträchtigung und dem Grad der Selbstbestimmungsfähigkeit die 

erforderliche persönliche Hilfe für ein selbstbestimmtes Leben in allen Bereichen des 
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täglichen Lebens zu ermöglichen. Zu diesen Bereichen gehören insbesondere die 

Sicherstellung der Grundversorgung, hauswirtschaftliche Tätigkeiten, Mobilität, 

Freizeitgestaltung und Unterstützung bei der Kommunikation, insbesondere bei Sprach- oder 

Sinnesbeeinträchtigungen, nicht jedoch medizinische, therapeutische und qualifiziert 

pflegerische Maßnahmen oder solche der Arbeitsbegleitung oder der Arbeitsassistenz. 

(2) Persönliche Assistenz nach Abs. 1 kommt für Menschen mit Beeinträchtigungen, die 

von einer Wohnmöglichkeit nach § 12 Abs. 2 Gebrauch machen, nur in Betracht, wenn sie 

zur Erlangung einer selbständigen Lebensführung erforderlich ist. 

(3) Der Anspruch nach Abs. 1 umfasst die Möglichkeit des Menschen mit 

Beeinträchtigungen, eine geeignete Person für die Erbringung der persönlichen Assistenz 

auszuwählen. 

(4) Der Umfang der Ansprüche nach Abs. 1 und 2, insbesondere das Höchstausmaß und 

die Art (Trägermodell oder Auftraggebermodell) der persönlichen Assistenz und die zeitliche 

Befristung deren Inanspruchnahme, können durch Verordnung der Landesregierung 

festgelegt werden. Dabei ist auf die jeweilige Art der persönlichen Assistenz Bedacht zu 

nehmen. 

2. ABSCHNITT 

ERGÄNZENDE LEISTUNGEN 

§ 17 

Besondere soziale Dienste 

(1) Zusätzlich zu den Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 hat das Land nach Maßgabe der 

Chancengleichheitsprogramme nach § 32 und unter Berücksichtigung der bereits 

bestehenden Einrichtungen besondere soziale Dienste sicherzustellen, soweit dafür nicht 

Kostenträger auf Grund anderer gesetzlicher Grundlagen zuständig sind. (Anm: LGBl.Nr. 

18/2013) 

(2) Als besondere soziale Dienste für Menschen mit Beeinträchtigungen kommen 

insbesondere in Betracht: 

 1. Zuschuss zur Versorgung mit Hilfsmitteln und Einschulung in deren Handhabung, um 

den Erfolg einer Heilbehandlung zu sichern oder die Auswirkungen einer 

Beeinträchtigung zu mindern; 

 2. Zuschüsse zur beeinträchtigungsgerechten Ausstattung von Wohnräumen oder 

Außenanlagen; 

 3. Angebote zur Aus- und Weiterbildung von Peer-Beraterinnen und Beratern nach § 7 

Z 17, persönlichen Zukunftsplanerinnen und Zukunftsplanern nach § 7 Z 26 und von 

Mitgliedern der Interessenvertretungen nach §§ 36 und 37; 

 4. Beratungs- und Informationsdienste, insbesondere durch Peer-Beraterinnen und 

Berater und persönliche Zukunftsplanerinnen und Zukunftsplaner; 

 3. Angebote zur Aus- und Weiterbildung von peers nach § 7 Z 17 und von Mitgliedern 

der Interessenvertretungen nach §§ 36 und 37; 

 4. Beratungs- und Informationsdienste, insbesondere durch peers; 

 5. Angebote zur Förderung geselliger Kontakte und sportlicher Betätigung; 

 6. Erholungsaktionen; 

 7. Fahrdienste einschließlich des erforderlichen Begleitpersonals; 



  Seite 7 

 8. Zuschuss zum Ankauf bzw. zur Adaptierung eines Personenkraftwagens für schwer 

gehbeeinträchtigte Personen; 

 9. Zuschuss zum Erwerb einer Lenkberechtigung auf Grund 

beeinträchtigungsbedingtem Mehraufwand; 

 10. Fahrtkostenzuschuss für schwer gehbeeinträchtigte Personen; 

 11. Übernahme von Dolmetschkosten für schwer hörbeeinträchtigte und gehörlose sowie 

schwer sprachbeeinträchtigte und stumme Personen; 

 12. Zuschuss zur Anschaffung eines Begleithundes; 

 13. Zuschüsse für Leistungen selbständiger Ambulatorien gemäß § 2 Z 7 Oö. 

Krankenanstaltengesetz 1997, soweit sie mit den im § 3 Abs. 1 genannten Leistungen 

vergleichbar sind; 

(Anm: LGBl.Nr. 18/2013) 

(3) Als besondere soziale Dienste für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen 

kommen insbesondere in Betracht: 

 1. psychosoziale Beratung und Suchtberatung durch entsprechende Beratungsstellen 

oder durch aufsuchende Sozialarbeit; 

 2. psychosoziale Krisenintervention wie Krisenzimmer, Krisenplätze, 

Kriseninterventionsstellen oder psychosoziale Notdienste; 

 3. spezifische vorübergehende Angebote für wohnungslose Menschen mit psychischen 

Beeinträchtigungen wie Notschlafstellen, Tageszentren; 

 4. Einrichtungen für Freizeitangebote für Menschen mit psychosozialem 

Betreuungsbedarf; 

 5. Übergangswohnen für Personen mit psychosozialem Betreuungsbedarf. 

(4) Auf die Leistung besonderer sozialer Dienste besteht kein Rechtsanspruch. 

(5) Die näheren Voraussetzungen für die Inanspruchnahme besonderer sozialer Dienste 

nach Abs. 2 und 3 können durch Verordnung der Landesregierung festgelegt werden. Dabei 

ist auf das Ziel dieses Landesgesetzes, insbesondere auf die Art der Beeinträchtigungen und 

die Zielgruppe Bedacht zu nehmen. 

§ 18 

Selbstversicherung in der Krankenversicherung und Übernahme von Bestattungskosten 

Selbstversicherung in der Krankenversicherung 

(1) Menschen mit Beeinträchtigungen, denen ein Anspruch auf Hauptleistungen nach § 8 

Abs. 1 bescheidmäßig zuerkannt wurde oder denen der besondere soziale Dienst nach § 17 

Abs. 3 Z 2, 3 und 5 gewährt wird, und die weder als Versicherte noch als Angehörige oder 

als Leistungsbezieher nach dem Oö. BMSG Leistungen einer gesetzlichen 

Krankenversicherung nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen erlangen können, 

haben Anspruch auf Übernahme der Kosten für eine freiwillige Selbstversicherung in der 

gesetzlichen Krankenversicherung. (Anm: LGBl.Nr. 18/2013) 

(2) Für Menschen mit Beeinträchtigungen, welchen eine Hauptleistung nach § 8 Abs. 1 

bescheidmäßig zuerkannt wurde, werden die Kosten einer einfachen Bestattung 

übernommen, soweit diese nicht aus dem Nachlass getragen werden können oder andere 

Personen bzw. Einrichtungen zu deren Tragung verpflichtet sind. 
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§ 19 

Ersatz von Fahrtkosten 

(1) Menschen mit Beeinträchtigungen, die einen Anspruch auf Hauptleistungen nach § 8 

Abs. 1 geltend machen oder denen ein solcher Anspruch bescheidmäßig zuerkannt wurde, 

sind die Fahrtkosten für Fahrten nach Abs. 3 zu ersetzen. 

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß für eine Begleitperson, ohne die dem Menschen mit 

Beeinträchtigungen die jeweiligen Fahrten nach Abs. 3 nicht möglich oder nicht zumutbar 

sind. 

(3) Für folgende Fahrten sind die Fahrtkosten zu ersetzen: 

 1. auf Grund einer amtlichen Vorladung, insbesondere zu einer Assistenzkonferenz nach 

§ 22 Abs. 2 oder einer Untersuchung nach § 23 Abs. 1; 

 2. zur Inanspruchnahme einer Maßnahme zur Heilbehandlung nach § 9 und der 

Maßnahmen zur Leistung der Arbeit und der fähigkeitsorientierten Aktivität nach § 11 

Abs. 2 Z 1 bis 3 und 5. 

(4) Der Anspruch nach Abs. 1 umfasst die Kosten für das jeweils günstigste öffentliche 

Verkehrsmittel. Ist dessen Benützung nicht möglich oder nicht zumutbar und steht auch kein 

organisierter Fahrdienst zur Verfügung oder ist dessen Benützung nicht zumutbar, sind die 

Kosten für Fahrten nach Abs. 3 mit dem Privatfahrzeug (auch für ein Fahrrad oder 

Mopedauto) pauschal zu ersetzen. 

(5) Der Pauschalersatz für Fahrten mit dem Privatfahrzeug ist in der Höhe von 50 % des 

bei Verwendung eines Personenkraftwagens festgelegten amtlichen Kilometergelds für die 

kürzeste Entfernung abzugelten. 

2. HAUPTSTÜCK 

ZUGANG ZU DEN LEISTUNGEN UND VERFAHREN 

1. ABSCHNITT 

BEITRÄGE ZU DEN LEISTUNGEN 

§ 20 

Beiträge und beitragspflichtige Personen 

(1) Der Mensch mit Beeinträchtigungen und seine Ehegattin oder sein Ehegatte oder 

seine Lebensgefährtin oder sein Lebensgefährte haben bei der Gewährung von 

Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen beizutragen, 

es sei denn, dies würde im Einzelfall die wirtschaftliche Existenz oder 

Entwicklungsmöglichkeit gefährden und zu besonderen Härten führen. (Anm: LGBl.Nr. 

18/2013) 

(2) Als Beitrag gemäß Abs. 1 können insbesondere herangezogen werden: 

 1. das Einkommen sowie das verwertbare Vermögen des Menschen mit 

Beeinträchtigungen nach Abs. 3 und 5; 

 2. die Verfolgung von Ansprüchen gegen Dritte, bei deren Erfüllung die Leistung nach 

diesem Landesgesetz nicht oder nicht in diesem Ausmaß erforderlich wäre, sofern die 

Rechtsverfolgung nicht offenbar aussichtslos oder unzumutbar ist. 

(Anm: LGBl.Nr. 18/2013) 
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(3) Hat der Mensch mit Beeinträchtigungen Vermögen, dessen Verwertung vorerst nicht 

möglich oder nicht zumutbar ist, kann bereits anlässlich der Leistungsgewährung der 

Ersatzanspruch sichergestellt werden. 

(4) Abweichend vom Abs. 1 ist 

 1. a) für Maßnahmen der Schulassistenz nach § 10 Abs. 2, 

 b) für Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung nach § 11 Abs. 2 Z 1 sowie 

 c) für Maßnahmen der Arbeitsassistenz und Arbeitsbegleitung nach § 11 Abs. 2 Z 4 

kein Beitrag zu leisten und 

 2. für Maßnahmen der geschützten Arbeit nach § 11 Abs. 2 Z 2 lediglich das 

verwertbare Vermögen einzusetzen. 

(5) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Vorschriften über die Beiträge 

nach Abs. 2 Z 1 und 3 zu erlassen. Diese Verordnung hat insbesondere zu regeln: 

 1. welches Einkommen von Menschen mit Beeinträchtigungen in welcher Höhe zu 

berücksichtigen ist; 

 2. in welchem Ausmaß das Vermögen von Menschen mit Beeinträchtigungen zu 

berücksichtigen ist; 

Bei der Erlassung der Verordnung ist auf die Ziele dieses Landesgesetzes Bedacht zu 

nehmen. In dieser Verordnung können weiters nähere Bestimmungen über die Gefährdung 

der Existenz und Entwicklungsmöglichkeiten sowie besondere Härten erlassen werden. 

(Anm: LGBl.Nr. 18/2013) 

2. ABSCHNITT 

VERFAHREN 

§ 22 

Assistenzplan 

(1) Zur Festlegung der kurz- und mittelfristigen Ziele der individuellen Betreuung und 

Hilfe und der dafür notwendigen Leistungen und Maßnahmen ist auf Basis der Darstellung 

des persönlichen Hilfebedarfs ein Assistenzplan zu erstellen. Dieser hat die Wünsche und 

Bedürfnisse des Menschen mit Beeinträchtigungen sowie seine Entwicklungsmöglichkeiten 

besonders zu berücksichtigen. 

(2) Zur Erstellung des Assistenzplans hat die Behörde eine Assistenzkonferenz 

einzuberufen, zu der die Personen nach § 21 Abs. 3 sowie auf Verlangen des Menschen mit 

Beeinträchtigungen auch eine weitere Person seines Vertrauens, insbesondere aus dem 

Kreis der peers, zu laden sind. Bei gehörlosen oder stummen Personen ist eine 

Dolmetscherin oder ein Dolmetscher für die Gebärdensprache beizuziehen. Die 

verpflichtende Assistenzkonferenz entfällt bei Anträgen auf eine Hauptleistung nach §§ 9 und 

10 und § 12 Abs. 2 Z 3. Es liegt im Ermessen der zuständigen Behörde, eine 

Assistenzkonferenz einzuberufen. 

(3) Dem Assistenzplan sind erforderlichenfalls Sachverständigengutachten zu Grunde zu 

legen. Soweit dafür die beigebrachten Unterlagen nicht ausreichen, sind Sachverständige 

oder sonstige geeignete Personen, insbesondere aus dem Bereich der Sozialarbeit, 

Psychologie, Psychotherapie, Heil- und Sonderpädagogik, Medizin, Pflegedienste oder 

Berufsberatung beizuziehen. 
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(4) Die Behörde hat nach Maßgabe der von Einrichtungen, mit denen eine Vereinbarung 

nach § 26 Abs. 3 besteht, angebotenen und tatsächlich verfügbaren Ressourcen bei der 

Auswahl der auf Grund des Assistenzplans notwendigen Leistungen und Maßnahmen die 

Vorgaben der Landesregierung über die Standardisierung nach § 30 Abs. 2 Z 2 und 3 zu 

beachten und die von der Landesregierung standardisierten Erhebungsbögen hinsichtlich 

des Hilfebedarfs anzuwenden. 

(5) Der Assistenzplan ist von der Behörde in angemessenen Abständen zu überprüfen. 

Bei einer Änderung des Hilfebedarfs, der Ziele der individuellen Betreuung und Hilfe oder 

wenn sich für deren Erreichung andere Leistungen und Maßnahmen als notwendig erweisen, 

ist eine neue Assistenzkonferenz einzuberufen. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen hat 

die Einberufung einer Assistenzkonferenz auch auf Antrag einer Person nach § 21 Abs. 3 

oder des Trägers der Einrichtung zu erfolgen, in der oder durch die Leistungen und 

Maßnahmen erbracht werden. 

§ 24 

Entscheidungen im Leistungsverfahren 

(1) Mit Bescheid ist jedenfalls abzusprechen über: 

 1. die Gewährung von Leistungen nach diesem Landesgesetz, auf die nach dem 1. 

Abschnitt des 1. Hauptstücks dieses Landesgesetzes ein Rechtsanspruch besteht 

und die dabei gemäß § 20 Abs. 2 Z 1 und 3 zu erbringenden Beiträge; 

 2. die Einstellung von Leistungen nach § 15 Abs. 3 und 4, 

 3. die Änderung der Voraussetzungen nach § 15 Abs. 3 und 4. 

(Anm: LGBl.Nr. 18/2013) 

(2) Bei der 

 1. Gewährung von Kurzzeitwohnen gemäß § 12 Abs. 2 Z 3, 

 2. Übernahme der Fahrtkosten nach § 19 und 

 3. Gewährung von ärztlicher Hilfe, der damit in Zusammenhang stehenden Versorgung 

mit Heilmitteln sowie der ambulanten oder stationären Betreuung gemäß § 9 Abs. 2 

sowie der Erstattung der Kosten gemäß § 9 Abs. 3 

besteht eine Verpflichtung zur Erlassung eines Bescheids nur, wenn eine nach § 21 Abs. 3 

oder 3a antragsberechtigte Person oder Einrichtung dies innerhalb von drei Wochen ab 

tatsächlicher Einbringung oder ab Änderung oder Neubemessung der Leistung oder der 

Beiträge verlangt. (Anm: LGBl. Nr. 81/2009) 

(3) Keine Verpflichtung zur Erlassung eines Bescheids gemäß Abs. 1 Z 3 besteht bei der 

Änderung oder Neubemessung von betragsmäßig festgelegten Leistungen auf Grund von 

Änderungen dieses Landesgesetzes, darauf gestützter Verordnungen oder auf Grund der 

Anpassung sonstiger regelmäßiger gesetzlicher Leistungen, die als Einkommen der 

leistungsempfangenden Person anzusehen sind. 

(4) Bescheide 

 1. über die Gewährung von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 und 

 2. auf Übernahme der Kosten für eine freiwillige Selbstversicherung in der gesetzlichen 

Krankenversicherung nach § 18 

sind schriftlich zu erlassen. (Anm: LGBl.Nr. 90/2013) 
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 (5) Bescheide sind verpflichtend nach dem Standard "Leicht Verständlich" bzw. auf 

Wunsch des Menschen mit Beeinträchtigungen oder dessen Vertretung, oder bei 

entsprechendem Bedarf nach dem Standard "Leicht Lesen" auszufertigen. 

3. HAUPTSTÜCK 

ORGANISATION DER LEISTUNGEN 

§ 27 

Anerkennung von Einrichtungen 

(1) Leistungen nach diesem Landesgesetz dürfen nur von anerkannten Einrichtungen 

erbracht werden. 

(2) Abs. 1 gilt nicht: 

 1. für Einrichtungen in Oberösterreich, die ausschließlich Maßnahmen nach § 17 Abs. 2 

Z 3, 5 bis 7 sowie Abs. 3 Z 4 erbringen, oder die nach dem Oö. 

Jugendwohlfahrtsgesetz 1991 - Oö. JWG 1991, dem Oö. 

Krankenanstaltengesetz 1997 - Oö. KAG 1997 oder dem Oö. Sozialhilfegesetz 1998 - 

Oö. SHG 1998 bewilligt wurden, soweit sichergestellt ist, dass den Anforderungen 

dieses Landesgesetzes entsprochen wird; 

 2. für Einrichtungen außerhalb Oberösterreichs, wenn sie nach anderen Bestimmungen 

bewilligt wurden oder wenn in sonstiger Weise sichergestellt ist, dass den 

Anforderungen dieses Landesgesetzes entsprochen wird.; 

 3. für Menschen mit Beeinträchtigungen als Auftraggeber im Sinn des § 13 Abs. 4. 

(3) Der Antrag auf Anerkennung hat folgende Angaben zu enthalten: 

 1. Name und Anschrift der Einrichtung, des Trägers und der zur Leitung der Einrichtung 

bestimmten Person; 

 2. Strafregisterbescheinigung der zur Leitung der Einrichtung bestimmten Person sowie 

gegebenenfalls einen Firmenbuchauszug des Trägers der Einrichtung; 

 3. Personenkreis, für den die Einrichtung bestimmt ist; 

 4. Beschreibung der vorgesehenen Leistungen und Maßnahmen; 

 5. Höchstzahl der von der Einrichtung zu betreuenden und begleitenden Menschen mit 

Beeinträchtigungen; 

 6. Anzahl, Qualifikation und Funktion des vorgesehenen Personals; 

 7. Raum- und Funktionsprogramm; 

 8. Finanzierungsplan für Errichtung, Ausstattung und Betrieb; 

 9. Brandschutzplan. 

(4) Die Anerkennung ist von der Landesregierung mit Bescheid zu erteilen, wenn 

 1. auf Grund der Chancengleichheitsprogramme nach § 32 Abs. 3 ein Bedarf besteht, 

 2. die wirtschaftlichen Grundlagen für die Errichtung und den dauerhaften Betrieb der 

Einrichtung gesichert sind, 

 3. das vorgelegte Raum-, Funktions- und Leistungskonzept 

 - in baulicher, hygienischer, ausstattungsmäßiger und organisatorischer Hinsicht 

sowie 

 - im Hinblick auf Anzahl, Qualifikation und Funktion des vorgesehenen Personals 
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erwarten lässt, dass die Erbringung fachgerechter Leistungen nach § 5 Abs. 1 an die für die 

Einrichtung vorgesehenen Zielgruppen von Menschen mit Beeinträchtigungen dauerhaft 

gewährleistet ist. 

(5) Der Bedarf nach Abs. 4 Z 1 ist als gegeben anzusehen, wenn unter Bedachtnahme 

auf die örtlichen und regionalen Bedürfnisse eine Nachfrage nach Einrichtungen besteht und 

die Nachfrage nicht durch bereits bestehende Einrichtungen befriedigt werden kann. 

(6) Die Anerkennung nach Abs. 4 kann unter Bedingungen und Auflagen oder zeitlich 

beschränkt erteilt werden. 

(7) Die Anerkennung nach Abs. 4 ist zu widerrufen, wenn 

 1. schwerwiegende Mängel im Sinn des § 29 Abs. 4 trotz eines diesbezüglichen 

Auftrags nicht oder sonstige Mängel, die zu einer Beeinträchtigung des Lebens, der 

Gesundheit oder der persönlichen Integrität des Menschen mit Beeinträchtigungen 

führen können, nicht innerhalb der festgesetzten Frist behoben wurden, 

 2. erhebliche Mängel auftreten, die der Leiterin oder dem Leiter der Einrichtung 

zuzurechnen sind, oder 

 3. den Organen der Landesregierung entgegen den Bestimmungen des § 29 Abs. 3 

während der Betriebszeiten der Einrichtung nicht der Zutritt zur Liegenschaft und allen 

Räumlichkeiten gewährt sowie nicht Einblick in die für die Vollziehung dieses 

Landesgesetzes erforderlichen schriftlichen Unterlagen gestattet wird. 

(8) Die Behörde kann vom Widerruf der Anerkennung nach Abs. 7 Z 2 absehen, wenn 

der Träger der Einrichtung die betreffende Leiterin oder den betreffenden Leiter der 

Einrichtung binnen angemessener Frist ihrer oder seiner Funktion enthebt. 

3. TEIL 

PLANUNG 

§ 32 

Chancengleichheitsprogramme 

(1) Die Umsetzung der Planung nach § 31 Abs. 1 erfolgt durch Verordnungen der 

Landesregierung, in denen die notwendigen Maßnahmen näher festzulegen sind 

(Chancengleichheitsprogramme). 

(2) Die Chancengleichheitsprogramme können für das gesamte Landesgebiet, für 

einzelne Sachbereiche, insbesondere für den spezifischen Bedarf von Menschen mit 

gleichartigen Beeinträchtigungen oder für einzelne Planungsregionen erlassen werden. 

(3) Die Chancengleichheitsprogramme sollen die anzustrebende Entwicklung der 

Versorgung der Bevölkerung mit bedarfs- und fachgerechten Leistungen und Maßnahmen 

auf der Basis einer Analyse des Ist-Zustands sowie der voraussichtlichen 

Bedarfsentwicklung darstellen. Sie haben insbesondere Aussagen zu enthalten über: 

 1. die für die bedarfs- und fachgerechte Versorgung der Menschen mit 

Beeinträchtigungen erforderlichen Leistungen und Maßnahmen; 

 2. qualitative und quantitative Standards für die Leistungen nach diesem Landesgesetz; 

 3. die Größe von Einrichtungen, in denen oder durch die Leistungen und Maßnahmen 

für Menschen mit Beeinträchtigungen erbracht werden; 

 4. die Festlegung von Planungsregionen, die mehrere politische Bezirke umfassen 

können. 
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(4) Die Landesregierung hat die Chancengleichheitsprogramme regelmäßig, erstmals 

spätestens nach drei Jahren ab deren Erlassung auf ihre Wirksamkeit zur Erreichung des 

Ziels der Planung zu überprüfen und sie gegebenenfalls den sich geänderten rechtlichen und 

sachlichen Rahmenbedingungen anzupassen. 

(5) Vor Beschlussfassung eines Chancengleichheitsprogramms ist der Entwurf 

sechsacht Wochen beim Amt der Oö. Landesregierung zur öffentlichen Einsichtnahme 

aufzulegen und in geeigneter Form öffentlich bekannt zu machen. Auf die Möglichkeit, 

binnen bestimmter Frist Stellungnahmen zum Entwurf abzugeben, ist hinzuweisen. 


